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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 

I. Geltungsbereich/Vertragsabschluss 
Aufträge werden ausschließlich auf der Grundlage nachfolgender Bedingungen ausgeführt. Entgegenstehende oder abwei­
chende Bedingungen des Auftraggebers erkennen wir nur an, wenn wir ausdrücklich schriftlich der Geltung zustimmen. Diese 
Bedingungen gelten auch für alle zukünftigen Geschäfte mit dem Auftraggeber, soweit es sich um Rechtsgeschäfte verwand­
ter Art handelt.

Diese Bedingungen gelten nur für Leistungen, die wir (im Folgenden: „Wir“ oder „Auftragnehmer“) gegenüber Unternehmern 
(im Folgenden „Sie“ oder „Auftraggeber“) erbringen. 
Unternehmer sind natürliche oder juristische Personen oder rechtsfähige Personengesellschaften, die bei Abschluß eines 
Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handeln. (§ 14 BGB)

II. Preise 
Die im Angebot des Auftragnehmers genannten Preise gelten unter dem Vorbehalt, dass die der Angebotsabgabe zugrunde 
gelegten Auftragsdaten unverändert bleiben, längstens jedoch drei Monate nach Eingang des Angebots beim Auftraggeber. 
Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte gilt der Besteller als Auftraggeber, soweit keine anderweitige ausdrückliche Vereinba­
rung getroffen wurde. Die Preise des Auftragnehmers enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Preise des Auftragnehmers gelten 
ab Werk. Sie schließen Verpackung, Fracht, Porto, Versicherung und sonstige Versandkosten nicht ein. 
Nachträgliche Änderungen auf Veranlassung des Auftraggebers einschließlich des dadurch verursachten Maschinenstill­
stands werden dem Auftraggeber – soweit zumutbar – in angemessener Höhe berechnet. 
		
III. Zahlung 
Die Zahlung hat sofort nach Erhalt der Rechnung zu den ausgewiesenen Bedingungen zu erfolgen. Die Rechnung wird unter 
dem Tag der Lieferung, Teillieferung oder Lieferbereitschaft (Holschuld, Annahmeverzug) ausgestellt. 
Bei außergewöhnlichen Vorleistungen kann angemessene Vorauszahlung verlangt werden. 
Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Kunden oder die Zurückbehaltung von Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist 
nur zulässig, soweit die Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind oder es sich um Ansprüche des 
Kunden handelt, die aus demselben Vertragsverhältnis bestehen und deren Erfüllung in Gestalt von Leistung und Gegen­
leistung mit der zur Aufrechnung bzw. Zurückbehaltung gestellten an uns zu leistenden Zahlung steht oder synallagmatisch 
damit verknüpft ist. 
Wird nach Vertragsabschluss erkennbar, dass die Erfüllung des Zahlungsanspruchs durch die mangelnde Leistungsfähigkeit 
des Auftraggebers gefährdet wird, so kann der Auftragnehmer Vorauszahlung verlangen, noch nicht ausgelieferte Ware zu­
rückhalten sowie die Weiterarbeit einstellen. Diese Rechte stehen dem Auftragnehmer auch zu, wenn der Auftraggeber sich 
mit der Bezahlung von Lieferungen in Verzug befindet, die auf demselben rechtlichen Verhältnis beruhen. § 321 II BGB bleibt 
unberührt. 
Bei Zahlungsverzug sind Verzugszinsen in Höhe von 9 % über dem Basiszinssatz zu zahlen. Die Geltendmachung weiteren 
Verzugsschadens wird hierdurch nicht ausgeschlossen. Zahlt der Auftraggeber binnen 10 Tagen nach Rechnungserhalt und 
Lieferung der Ware den Preis einschließlich der Nebenkosten gem. Ziff. II (Preise) nicht, kommt er auch ohne Mahnung in 
Verzug.

IV. Lieferung 
Es gilt grundsätzlich die Abholung ab unserem Werk. Soll die Ware versendet werden, geht die Gefahr auf den Auftraggeber 
über, sobald die Sendung an die den Transport durchführende Person übergeben worden ist. Transporte erfolgen stets im 
Auftrag und auf Gefahr des Auftraggebers.
Vom Auftragnehmer in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen und Leistungen gelten stets nur annähernd,  
es sei denn, dass ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Termin zugesagt oder vereinbart ist. Sofern Versendung ver­
einbart wurde, beziehen sich Lieferfristen und Liefertermine auf den Zeitpunkt der Übergabe an den Spediteur, Frachtführer 
oder sonst mit dem Transport beauftragten Dritten. Wird der Vertrag schriftlich abgeschlossen, bedarf auch die Bestätigung 
über den Liefertermin der Schriftform. 
Verzögert der Auftragnehmer die Leistung, so kann der Auftraggeber die Rechte aus § 323 BGB nur ausüben, wenn die  
Verzögerung vom Auftragnehmer zu vertreten ist. Eine Änderung der Beweislast ist mit dieser Regelung nicht verbunden. 
Betriebsstörungen sowohl im Betrieb des Auftragnehmers als auch in dem eines Zulieferers wie z. B. Streik, Aussperrung 
sowie alle sonstigen Fälle höherer Gewalt berechtigen erst dann zur Kündigung des Vertrags, wenn dem Auftraggeber ein 
weiteres Abwarten nicht mehr zugemutet werden kann, anderenfalls verlängert sich die vereinbarte Lieferfrist um die Dauer 
der Verzögerung. Eine Kündigung ist jedoch frühestens vier Wochen nach Erhalt der oben beschriebenen Betriebsstörung 
möglich. Eine Haftung des Auftragnehmers ist in diesen Fällen ausgeschlossen. 
In für den Kunden zumutbarem Umfang sind wir zu Teillieferungen berechtigt. Zusätzliche Versandkosten entstehen dem  
Kunden durch Teillieferungen nicht.



AGB_Stadler Edelstahl_03-2018_Seite 2/4 

V. Eigentumsvorbehalt 
Wir behalten uns das Eigentum an der gelieferten Ware bis zur vollständigen Zahlung sämtlicher Forderungen aus dem Ver­
trag vor. Dies gilt auch für alle zukünftigen Lieferungen, auch wenn wir uns nicht stets ausdrücklich hierauf berufen. Wir sind 
berechtigt, die Ware zurückzunehmen, wenn der Auftraggeber sich vertragswidrig verhält. 
Solange das Eigentum noch nicht übergegangen ist, hat uns der Auftraggeber unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, 
wenn die Ware gepfändet wird oder sonstigen Eingriffen Dritter ausgesetzt ist. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, uns  
die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet der Auftraggeber für den 
uns entstandenen Ausfall. 
Der Auftraggeber ist zur Weiterveräußerung der Vorbehaltsware im normalen Geschäftsverkehr berechtigt.
Die Forderungen des Auftraggebers aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt er schon jetzt an uns in Höhe des 
mit uns vereinbarten Faktura-Endbetrages einschließlich Umsatzsteuer ab. Diese Abtretung gilt unabhängig davon, ob die 
Ware ohne oder nach Verarbeitung weiterverkauft worden ist. Der Auftraggeber bleibt zur Einziehung der Forderung auch 
nach der Abtretung ermächtigt. Unsere Befugnis, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt davon unberührt. Wir werden 
jedoch die Forderung nicht einziehen, solange der Auftraggeber seinen Zahlungsverp ichtungen aus den vereinnahmten Erlö­
sen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug ist und insbesondere kein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt 
ist oder eine Zahlungseinstellung vorliegt. 
Die Be- und Verarbeitung oder Umbildung der Ware durch den Auftraggeber erfolgt stets namens und im Auftrag für uns. In 
diesem Fall setzt sich das Anwartschaftsrecht des Auftraggebers an der Ware an der umgebildeten Sache fort. Sofern die 
Ware mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet wird, erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache 
im Verhältnis des objektiven Wertes unserer Ware zu den anderen bearbeiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung. Das­
selbe gilt für den Fall der Vermischung. Sofern die Vermischung in der Weise erfolgt, dass die Sache des Auftraggebers als 
Hauptsache anzusehen ist, gilt als vereinbart, dass der Auftraggeber uns anteilig Miteigentum überträgt und das so entstan­
dene Alleineigentum oder Miteigentum für uns verwahrt. 
Zur Sicherung unserer Forderungen gegen den Auftraggeber tritt der Auftraggeber auch solche Forderungen an uns ab, die 
ihm durch die Verbindung der Vorbehaltsware mit einem Grundstück gegen einen Dritten erwachsen; wir nehmen diese Abtre­
tung schon jetzt an. 
Wir verpflichten uns, die uns zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des Auftraggebers freizugeben, soweit ihr Wert die zu 
sichernden Forderungen um mehr als 20 % übersteigt.

VI. Beanstandungen/Gewährleistungen 
Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der Ware sowie der zur Korrektur übersandten Vor- und Zwischenerzeugnisse 
in jedem Fall unverzüglich zu prüfen. Es gilt § 377 HGB, sofern der Auftragnehmer Kaufmann ist. Die Gefahr etwaiger Fehler 
geht mit der Fertigungsreiferklärung auf den Auftraggeber über, soweit es sich nicht um Fehler handelt, die erst in dem sich 
an die Fertigungsreiferklärung anschließenden Fertigungsvorgang entstanden sind oder erkannt werden konnten. Das gleiche 
gilt für alle sonstigen Freigabeerklärungen des Auftraggebers. 
Offensichtliche Mängel sind innerhalb einer Frist von einer Woche ab Empfang der Ware schriftlich anzuzeigen, versteckte 
Mängel innerhalb einer Frist von einer Woche ab Entdeckung; andernfalls ist die Geltendmachung des Gewährleistungsan­
spruchs ausgeschlossen. 
Bei berechtigten Beanstandungen ist der Auftragnehmer zunächst nach seiner Wahl zur Nachbesserung und/ oder Ersatz­
lieferung verpflichtet und berechtigt. Kommt der Auftragnehmer dieser Verflichtung nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
nach oder schlägt die Nachbesserung trotz wiederholten Versuchs fehl, kann der Auftraggeber Herabsetzung der Vergütung 
(Minderung) oder Rückgängigmachung des Vertrags (Rücktritt) verlangen. 
Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht zur Beanstandung der gesamten Lieferung, es sei denn, dass  
die Teillieferung für den Auftraggeber ohne Interesse ist. 
Für Abweichungen in der Beschaffenheit des eingesetzten Materials haftet der Auftragnehmer bis zur Höhe des Auftrags­
wertes. 
Zulieferungen ( auch Datenträger, übertragene Daten ) durch den Auftraggeber oder durch einen von eingeschalteten Dritten 
unterliegen keiner Prüfungspflicht seitens des Auftragnehmers. Dies gilt nicht für offensichtlich nicht verarbeitungsfähige 
oder nicht lesbare Daten. Bei Datenübertragungen hat der Auftraggeber vor Übersendung jeweils dem neusten technischen 
Stand entsprechende Schutzprogramme für Computerviren einzusetzen. Die Datensicherung obliegt allein dem Auftraggeber. 
Der Auftragnehmer ist berechtigt eine Kopie anzufertigen. 
Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10 % der bestellten Aufträge können nicht beanstandet werden. Berechnet wird die ge­
lieferte Menge.
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Rechte und Ansprüche von Kunden verjähren in einem Jahr, es sei denn,
–	 bei der gelieferten Ware handelt es sich um eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise  

für ein Bauwerk verwendet worden ist und die dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat, oder
–	 es handelt sich um Aufwendungsersatzansprüche gemäß § 479 BGB, oder
–	 der Mangel beruht auf einer vorsätzlichen Pflichtverletzung von uns, unserer gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungs­

gehilfen, oder
–	 es handelt sich um Schadensersatzansprüche.

In den Fällen a. bis d. gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen.

Es bleibt bei den gesetzlichen Bestimmungen über die Hemmung, Ablaufhemmung und über den Neubeginn der Verjährung.

Rückgriffsansprüche des Auftraggebers gegen uns bestehen nur insoweit, als der Auftraggeber mit seinem Abnehmer keine 
über die gesetzlich zwingenden Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat. 

VII. Haftung 
Auf Schadensersatz haften wir auch gegenüber Kunden, die Unternehmer sind, nach den gesetzlichen Bestimmungen  
ohne Einschränkung, wenn diese
–	 auf der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit beruhen und sie durch eine vorsätzliche oder fahr­

lässige Pflichtverletzung von uns, unserer gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen verursacht worden sind, oder
–	 auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung von uns, unserer gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungs­

gehilfen beruhen, oder
–	 auf dem Produkthaftungsgesetz beruhen, oder
–	 wir ein Beschaffungsrisiko oder eine Garantie übernommen haben und deshalb haften.

Beruht ein Schaden nur auf fahrlässiger, aber nicht grob fahrlässiger Verletzung einer vertragswesentlichen Pflicht  
(Kardinalpflicht) von uns, unserer gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen, ohne dass gleichzeitig ein Anspruch auf­
grund der vorstehenden Bestimmungen zu a. bis d. besteht, haften wir ebenfalls auf Schadensersatz, jedoch der Höhe  
nach beschränkt auf den typischerweise entstehenden und vorhersehbaren Schaden.

Vertragswesentliche Pflichten (Kardinalpflichten) im vorstehenden Sinne sind solche Pflichten, auf deren ordnungsgemäße 
Erfüllung der Kunde vertraut und auch vertrauen darf, weil sie den Vertrag prägen.

Darüber hinaus haften wir, soweit Schadensersatzansprüche durch eine Haftpflichtversicherung gedeckt sind.

Es bleibt bei der gesetzlichen Beweislastverteilung.

Weitergehende Schadensersatzansprüche gegen uns, unsere gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen sind aus­
geschlossen, gleich auf welchem Rechtsgrund sie beruhen.

VIII. Archivierung 
Dem Auftraggeber zustehende Produkte, insbesondere Daten und Datenträger, werden vom Auftragnehmer nur nach aus­
drücklicher Vereinbarung und gegen besondere Vergütung über den Zeitpunkt der Übergabe des Endprodukts an den Auftrag­
geber oder seine Erfüllungsgehilfen hinaus archiviert. Sollen die vorbezeichneten Gegenstände versichert werden,  
so hat dies bei fehlender Vereinbarung der Auftraggeber selbst zu besorgen.

IX. Periodische Arbeiten 
Verträge über regelmäßig wiederkehrende Arbeiten können mit einer Frist von mindestens 3 Monaten zum Schluss eines 
Monats gekündigt werden. 

X. Gewerbliche Schutzrechte/Urheberrecht 
Der Auftraggeber haftet allein, wenn durch die Ausführung seines Auftrags Rechte Dritter, insbesondere Urheberrechte 
verletzt werden. Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer von allen Ansprüchen Dritter wegen einer solchen Rechtsverlet­
zung freizustellen. Sollten Schutzrechtsverletzungen, die auf den vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Informationen, 
Unterlagen, Aufträgen oder Werken oder Bestandteilen beruhen dazu führen, dass der Auftragnehmer von Dritten auf Unter­
lassung, Kostenerstattung oder Schadensersatz in Anspruch genommen wird, so wird der Auftraggeber sämtliche daraus 
folgenden Aufwendungen erstatten, soweit diese durch den Auftragnehmer zur Abwehr oder Erfüllung solcher Ansprüche für 
notwendig gehalten werden dürfen. Dies gilt stets für die Beauftragung eines Rechts –und ggf. Patentanwalts zur Prüfung 
und Abwehr solcher Ansprüche nach Wahl des Auftragnehmers, jedoch auf Kosten des Auftraggebers, der diese Kosten auf 
erstes Anfordern erstattet. 
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XI. Erfüllungsort, Gerichtsstand, Wirksamkeit 
Das Vertragsverhältnis und die gesamten Rechtsbeziehungen der Parteien unterliegen dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG). Vertragsstrafe ist Deutsch.
Erfüllungsort und – sofern der Auftraggeber Kaufmann ist oder die übrigen Voraussetzungen einer Gerichtsstandsverein­
barung gemäß § 38 ZPO erfüllt sind – ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist unser  
Geschäftssitz Herford, sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt. 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Bedingungen unwirksam sein oder werden oder eine Lücke enthalten, so bleiben die 
übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Anstelle der unwirksamen Regelung gilt das Gesetz.

XII. Sonderbedingungen für die Bestellung über E-Mail/Internet 
Bestellungen via eMail/InterNet können bis zur allgemeinen Einführung digitaler Signatursysteme entsprechend unserer  
AGB nur wie mündliche Bestellungen behandelt werden, d. h. ein Vertrag kommt nur durch die dort genannten Annahme­
tatsachen/Aufnahmeerklärungen zustande.

Eine Bearbeitung kann nur erfolgen, wenn die vollständige Liefer- und Rechnungsanschrift des Bestellers mitübermittelt wird 
bzw. durch vorangegangene Geschäftsbeziehungen bekannt ist.

Die Gefahr für Übermittlungsfehler trägt der Besteller, soweit diese nicht von uns zu vertreten sind.

Wir verwenden den allgemein üblichen Datensicherheitsstandards entsprechende Systeme und Software. Für Datenverlust, 
Bekanntwerden schützenswerter Informationen u. ä. haften wir nur nach den gesetzlichen Vorschriften bei Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit. 

Uns durch die Nutzung dieser Bestellform bekanntgewordene Informationen über den Besteller behandeln wir vertraulich  
und nur im Rahmen dieser Geschäftsbeziehung. Über die im allgemeinen Geschäftsverkehr üblichen hinausgehende Infor­
mationen und Daten werden bei uns nicht gespeichert. 

Uns für die Herstellung betriebsspezifischer Vordrucke übergebene Daten, elektronische Manuskripte etc. können wir nur 
verwenden, soweit wir über die notwendige Software verfügen und dies und die Nutzbarkeit der Daten bestätigen. 

Stand: 03/2018 


